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§88

(1) Dauert der Bezug von Geldleistungen über den Jahres­
wechsel hinaus an, sind die täglichen Nettodurchschnittsein­
künfte nach den Nettoeinkünften des abgelaufenen Kalender­
jahres neu zu berechnen. Sind diese neu berechneten Netto­
durchschnittseinkünfte höher als die bis Jahresende zugrunde 
gelegten, sind ab Beginn des neuen Jahres die höheren Netto­
durchschnittseinkünfte zugrunde zu legen.

(2) Eine Neuberechnung gemäß Abs. 1 entfällt, wenn der 
bisherigen Berechnung ausschließlich Nettoeinkünfte des ab­
gelaufenen Kalenderjahres zugrunde liegen.

§89

Berechnung der beitragspflichtigen Durchschnittseinkünfte

Die täglichen beitragspflichtigen Durchschnittseinkünfte sind 
auf der Grundlage der im Berechnungszeitraum erzielten bei­
tragspflichtigen Einkünfte, Vergütungen bzw. Gewinne zu 
berechnen. Die Bestimmungen der §§ 83 bis 88 sind entspre­
chend anzuwenden.

, XIII. 

Allgemeine Bestimmungen

Arbeitsunfall und Berufskrankheit

§90

(1) Ein Arbeitsunfall ist die Verletzung eines Versicherten 
im Zusammenhang mit der Ausübung seiner versicherungs­
pflichtigen Tätigkeit. Die Verletzung muß durch ein plötz­
liches, von außen einwirkendes Ereignis hervorgerufen wor­
den sein.

(2) Als Arbeitsunfall gilt auch ein Unfall auf einem mit 
der versicherungspflichtigen Tätigkeit zusammenhängenden 
Weg zur und von der Arbeit.

(3) Als Arbeitsunfall gilt auch ein Unfall, den ein Mitglied 
einer LPG während der Versorgung der persönlichen Haus­
wirtschaft oder der individuellen Wirtschaft sowie auf einem 
mit dieser Tätigkeit zusammenhängenden Weg zur und von 
der Wirtschaft erleidet. Als persönliche Hauswirtschaft bzw. 
individuelle Wirtschaft gelten die im Rahmen des Statuts der 
LPG bestehenden entsprechenden Wirtschaften der Mitglieder.

(4) Den Arbeitsunfällen sind Unfälle bei organisierten ge­
sellschaftlichen, kulturellen oder sportlichen Tätigkeiten 
gleichgestellt.7

(5) Durch Ausübung des Dienstes bei den bewaffneten Or­
ganen bzw. der Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen 
Republik erlittene Körper- und Gesundheitsschäden gelten als 
Folge eines Arbeitsunfalls bzw. einer Berufskrankheit.

(6) Ein Unfall, als dessen Ursache Alkoholmißbrauch des 
Versicherten festgestellt wird, gilt nicht als Arbeitsunfall.

§91

Eine Berufskrankheit ist eine Erkrankung, die durch arbeits­
bedingte Einflüsse bei der Ausübung bestimmter beruflicher

7 Z. Z. gilt die Verordnung vom 11. April 1973 über die Erweiterung 
des Versicherungsscbutzes bei Unfällen in Ausübung gesellschaftlicher, 
kultureUer oder sportlicher Tätigkeiten (GBl. I Nr. 22 S. 199).

Tätigkeiten bzw. Arbeitsaufgaben hervorgerufen wird und die 
in der „Liste der Berufskrankheiten“ genannt ist. Als beruf­
liche Tätigkeit bzw. Arbeitsaufgabe gilt auch die im § 90 Abs. 3 
genannte Versorgung der Wirtschaft.

§92

Antragstellung

(1) Geldleistungen der Sozialversicherung werden auf An­
trag gewährt. Als Antrag gilt die Vorlage der entsprechenden 
ärztlichen Bescheinigung bzw. der zur Zahlung erforderlichen 
anderen Unterlagen.

(2) Die Anträge sind zu stellen

a) von Mitgliedern sozialistischer Produktionsgenossenschaf­
ten in ihrer Genossenschaft bzw. kooperativen Einrich­
tung, soweit diese Geldleistungen dort ausgezahlt wer­
den,

b) von Mitgliedern sozialistischer Produktionsgenossen­
schaften, die die beantragten Geldleistungen nicht von 
ihrer Genossenschaft bzw. kooperativen Einrichtung er­
halten, sowie von allen anderen Versicherten und An­
spruchsberechtigten bei der für ihren Wohnort zuständi­
gen Kreisdirektion der Staatlichen Versicherung.

(3) Versicherte, die ihre Geldleistungen von der Kreisdirek­
tion der Staatlichen Versicherung erhalten, haben dieser zur 
Berechnung der Geldleistungen eine Bescheinigung über die 
für die Berechnung maßgebenden Einkünfte, Vergütungen 
bzw. Gewinne vorzulegen. Für Handwerker, selbständig Tä­
tige und ständig mitarbeitende Ehegatten ist diese Beschei­
nigung vom Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, auszu­
stellen.

Anspruch auf mehrere Geldleistungen

§93

Liegen gleichzeitig die Voraussetzungen für den Anspruch 
auf mehrere Geldleistungen vor, besteht Anspruch auf die für 
den Versicherten günstigere Leistung, soweit in dieser Verord­
nung nicht die gleichzeitige Zahlung mehrerer Leistungen 
festgelegt ist.

§94

(1) Besteht mehrfache Versicherungs- und Beitragspflicht 
nach dieser Verordnung oder gleichzeitig Versicherungs- und 
Beitragspflicht nach dieser Verordnung und nach anderen 
Rechtsvorschriften, gilt die im §28 festgelegte Reihenfolge 
auch für die Gewährung von Geldleistungen. Die infolge 
mehrfach bestehender Sozialpflichtversicherung zu gewähren­
den Geldleistungen dürfen insgesamt nicht höher sein, als 
wenn diese Leistungen aus der Gesamtsumme der Einkünfte 
auf Grund nur einer Sozialpflichtversicherung bzw. nur eines 
Leistungsanspruchs zu berechnen wären. Erfolgt die Leistungs­
gewährung für Mitglieder der Kollegien der Rechtsanwälte, 
Handwerker, selbständig Tätige bzw. ständig mitarbeitende 
Ehegatten auf der Grundlage der Nettodurchschnittseinkünfte, 
sind die nach dieser Verordnung zu zahlenden Geldleistungen 
maximal nach der Differenz zwischen den Nettoeinkünften 
aus der vorrangigen Sozialpflichtversicherung und 1200 M 
monatlich bzw. 14 400 M jährlich zu berechnen.

(2) Besteht Anspruch auf Mütterunterstützung nach dieser 
Verordnung und gleichzeitig bei der Sozialversicherung der 
Arbeiter und Angestellten, erfolgt die Zahlung ausschließlich 
durch die Verwaltung der Sozialversicherung des Kreis- bzw. 
Stadtvorstandes des FDGB.


